Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung beschlossene Vierzigste 
Verordnung zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 
(Erweiterung der Zollkontingente für Seidengarne und 
Schappeseidengarne) 

— Drucksache V/717 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Serres 


Die Vierzigste Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Zolltarifs 1966 (Erweiterung der Zoll- 
kontingente für Seidengarne und Schappeseiden- 
garne) — Drucksache V/717 — wurde mit Schreiben 
des Herrn Präsidenten des Bundestages vom 
20. Juni 1966 als dringliche Vorlage gemäß § 96 a 
GO dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen zur Behandlung zugewiesen. 

Seidengarne und Schappeseidengarne werden in 
der Bundesrepublik nicht erzeugt. Die Produktion 
dieser Waren innerhalb der EWG reicht zur Dek- 
kung des deutschen Bedarfs nicht aus. Die Bundes- 
republik ist deshalb auf Drittlandseinfuhren ange- 
wiesen. Die Importe erfolgten bis zum 31. Dezember 
1960 zollfrei. 

Der Außenzollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs 
der EWG beträgt in der Endstufe für Seidengarne 
12Vo des Wertes und für Schappeseidengarne 7 Vo 
des Wertes. Im Zuge der Angleichung der nationalen 
Zollsätze beträgt derzeit der deutsche Außenzollsatz 
für diese Produkte 4,2 Vo bzw. 3^/o des Wertes. 

Einfuhren zu diesem Zollsatz würden sich nach- 
teilig auf die Preise der Garne und der daraus ge- 
fertigten Erzeugnisse auswirken. Die Kommission 
der EWG hat deshalb auf Antrag der Bundes- 
regierung alljährlich zunächst zollfreie, sodann zoll- 
begünstigte Drittlands-Kontingente in abfallender 
Höhe gewährt. Die Kommission verfolgte hierbei 


die Politik, auch in diesem Bereich Zollkontingente 
bis zum Ende der Übergangszeit abzubauen. 

Zollkontingente für diese Garne können nur zu- 
gestanden werden, solange der Zollsatz des Gemein- 
samen Zolltarifs für Grege (Seide) vollständig aus- 
gesetzt ist. Diese Zollaussetzung besteht seit 6 Jah- 
ren. Der Ministerrat der EWG hätte zum 1. März 
1966 über die Wiedereinführung des Zollsatzes be- 
schließen müssen. Diesen Termin konnte der Mini- 
sterrat nicht einhalten. Die Rechtsgrundlage für die 
Gewährung von Zollkontingenten für die Garne 
ist daher weiterhin gegeben. 

Die Bundesregierung beantragte für das volle 
Kalenderjahr 1966 Zollkontingente für Seidengarne 
in Höhe von 60 t zu einem Zollsatz von 2,1 Vo des 
Wertes und für Schappeseidengarne in Höhe von 
200 t zu einem Zollsatz von 0,75 Vo des Wertes. Die 
EWG-Kommission genehmigte mit Laufzeit bis 
zum 1. März 1966 ein Kontingent von 10 t zu einem 
Zollsatz von 2,5 Vo des Wertes bzw. 28 t zu einem 
Zollsatz von 1 Vo des Wertes. Da noch nicht abzu- 
sehen ist, wann der Ministerrat der EWG seine 
Entscheidung über die Wiedereinführung des Zoll- 
satzes für Grege treffen wird, hat die Kommission 
die Bundesregierung ermächtigt, zunächst bis zum 
30. Juni 1966 die Kontingente bei gleichem Zollsatz 
auf 30 t bzw. 84 t zu erhöhen. 

Der Ausschuß hat bedauert, daß durch die Politik 
der Kommission, die Kontingentsmengen laufend zu 
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kürzen, traditionelle Handelsströme in diesem Be- 
reich gestört werden. Die Bundesregierung wird 
gebeten, bei den weiteren Verhandlungen in Brüs- 
sel nachdrücklich darauf hinzuweisen, daß durch 
diese Politik politische nachteilige Rückwirkungen 
entstehen könnten. 

Da der Bundestag der ersten Verordnung schon 
zugestimmt hat, empfiehlt der Ausschuß für Wirt- 
schaft und Mittelstandsfragen dem Plenum, auch 
dieser Verordnung zuzustimmen. 


Bonn, den 22. Juni 1966 


Dr. Serres 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

der Verordnung — Drucksache V/717 — zuzustim- 
men. 


Bonn, den 22. Juni 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Dr. Serres 

Berichterstatter 


angenommen in der 50. Plenarsitzung am 23. Juni 1966 
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